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Schweden gehört seit vielen Jahren zu  
den zehn besten Ländern in der Rang­
liste der Wettbewerbsfähigkeit und konn­
te sich im vergangenen Jahr sogar noch 
weiter verbessern. Was ist Ihrer Meinung 
nach der Grund für diesen Erfolg? 
Jessica Rosencrantz: Schweden hat sich 
als attraktiver Standort für Unterneh-
men etabliert. Heute haben vier der zehn 
am schnellsten wachsenden Unterneh-
men Europas ihren Sitz in Stockholm. 
Schweden ist die Heimat von mehr als 
40 Unicorns – darunter Spotify und Klar-
na – und weist damit die höchste Anzahl 
von Unicorns pro Kopf in Europa auf. In 
Schweden befindet sich außerdem das 
weltweit größte Unternehmen für grü-
nen Stahl, das bereits Vorbestellungen 
in Höhe von sieben Milliarden Euro ver-
zeichnen konnte.

Für diesen Erfolg gibt es viele Gründe. 
Die Schaffung optimaler Rahmenbedin-
gungen für Unternehmensgründungen, 
Skalierung und Innovation hat für die 
schwedische Regierung höchste Priori-
tät – sowohl auf nationaler als auch auf 
europäischer Ebene. Ein zentraler Fak-
tor ist der schwedische Kapitalmarkt: 
Ohne Kapital keine Investitionen. Na-
hezu 90  Prozent des schwedischen Fi-
nanzvermögens sind in verschiedenen 
Finanzinstrumenten und -produkten an-
gelegt, wie etwa in Aktien und Fonds für 
den Vermögensaufbau. 

Schweden und Österreich verbindet eine 
starke und ausgewogene Wirtschafts­
beziehung. In welchen Bereichen könn­
ten wir unsere Partnerschaft weiter ver­
tiefen? 
Es gibt eine Reihe von Sektoren, in de-
nen sowohl Österreich als auch Schwe-
den wirklich führend sind, allerdings mit 
leicht unterschiedlichen  Schwerpunkten. 

Genau hier sehe ich großes Potenzial, 
Kräfte zu bündeln und gezielt nach Syn-
ergien zu suchen. Ein gutes Beispiel ist 
die fortschrittliche Fertigung: Während 
Österreich ein bedeutender Lieferant 
von Maschinen ist, benötigen schwedi-
sche multinationale Unternehmen diese, 
um Autos, Lastwägen und andere Kon-
sumgüter für den Weltmarkt zu produ-
zieren. Ein weiterer vielversprechender 
Bereich ist der Finanzsektor: Schweden 
verfügt über eine äußerst dynamische 
Fintech-Szene mit innovativen Startups; 
in Österreich wiederum gibt es mehrere 
prominente Banken mit starkem Markt-
anteil in Mittel- und Osteuropa. Durch 
Kooperationen mit schwedischen Fin-
techs könnten österreichische Banken 
ihr Dienstleistungsangebot sowohl im 
Inland als auch in anderen europäischen 
Märkten gezielt erweitern.

Kurz gesagt: Österreich und Schweden 
zählen beide zu den führenden Ländern, 
wenn es um innovative Lösungen und 

wettbewerbsfähige Unternehmen geht. 
Gemeinsam könnten wir eine treibende 
Kraft sein, um Europas Position in der 
Welt weiter zu stärken.

Da Sie für die EU­Agenda zuständig 
sind, möchten wir Sie fragen, was die 
 aktuellen europapolitischen Prioritäten 
der schwedischen Regierung sind … 
Die Stärkung der europäischen Wett-
bewerbsfähigkeit ist das Kernstück der 
EU-Politik-Agenda der schwedischen 
Regierung. Der Grund dafür ist klar: Nur 
mit einer starken und wachsenden Wirt-
schaft können wir die größten Heraus-
forderungen unserer Zeit bewältigen. 
Dazu gehören unter anderem die fort-
gesetzte Unterstützung der Ukraine, der 
Ausbau der europäischen Verteidigungs-
industrie sowie das konsequente Voran-
treiben der Klimaschutzwende.

Für die schwedische Regierung gibt es 
keine wichtigere Verpflichtung als die 
Unterstützung der Ukraine. Es geht um 
Freiheit, Frieden und Sicherheit – in der 
Ukraine, in Europa und in Schweden. 
Unser Ziel ist es, sicherzustellen, dass die 
Ukraine heute in einer starken Position 
ist und sich weiterhin auf dem Weg zur 
EU-Mitgliedschaft befindet. Der aktuelle 
geopolitische Kontext hat auch dem EU-
Erweiterungsprozess neuen Schwung 
verliehen; einem der strategisch wich-
tigsten Instrumente der EU zur Förde-
rung von Frieden, Sicherheit, Stabilität 
und Wohlstand auf unserem Kontinent. 
Europa ist stärker, wenn es geeint ist – 
und wenn die EU ihre Tür nicht öffnet, 
werden es andere Kräfte tun. 

Die Frage der europäischen Wettbe­
werbsfähigkeit ist für die österreichische 
Wirtschaft von zentraler Bedeutung. 
Daher möchten wir Sie abschließend fra­

gen: Welche Maßnahmen müssen Ihrer 
 Meinung nach auf EU­Ebene ergriffen 
werden, um unsere Wettbewerbsfähig­
keit zu stärken?
Um die europäische Wettbewerbs-
fähigkeit zu verbessern, müssen wir 
an verschiedenen Fronten gleichzeitig 
ansetzen. Wir müssen etwa die euro-
päischen Kapitalmärkte stärken, Büro-
kratie abbauen und EU-Gesetze sowie 
-Verordnungen vereinfachen. Derzeit in-
vestieren Unternehmen zu viel Zeit und 
Ressourcen in die Erfüllung aufwendiger 
Vorschriften und Berichtspflichten – 
Zeit und Mittel, die stattdessen in Inno-
vation oder Expansion fließen könnten. 

Angesichts der Zölle der US-Regierung 
setzt sich Schweden für eine konsequent 
handelsfreundliche Agenda ein: Die 
EU sollte mehr Handelsabkommen mit 
mehr Ländern abschließen. Das verrin-
gert Risiken und eröffnet europäischen 
Unternehmen neue Märkte – eine Win-
win- Situation. Ein weiteres zentrales 
Anliegen besteht darin, das volle Poten-
zial des europäischen Binnenmarkts aus-
zuschöpfen. Laut dem Internationalen 
Währungsfonds entsprechen die der-
zeitigen Handelshemmnisse einem Zoll-
niveau von bis zu 110 Prozent.

Schließlich müssen mehr EU-Mitglied-
staaten stärker in Forschung und Ent-
wicklung investieren. Wir brauchen 
mehr qualifizierte Fachkräfte; und wir 
müssen Europa zu einem Kontinent ma-
chen, auf dem Innovationen entstehen – 
statt dass diese nur importiert werden.

Jessica Rosencrantz und IV-Präsident Georg Knill im 
Haus der Industrie.

„Innovationen sollen in Europa entstehen, 
statt nur importiert zu werden“
Jessica Rosencrantz ist Schwedens Ministerin für EU-Angelegenheiten und erklärt im Interview, warum ihr Land 
als Standort für Unternehmen attraktiv ist, welche Stärken Österreich und Schweden in engerer Zusammenarbeit 
ausspielen könnten und was es auf EU-Ebene braucht, um die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 

Digitale Souveränität – nur ein teures Vergnügen?
Europa ist aktuell fast vollständig von Technologieanbietern aus anderen Staaten abhängig.  
Laut Experten ist Europas digitale Souveränität zwar noch erreichbar, wird aber teuer.

Europa importiert mehr als 80 Pro-
zent der digitalen Technologien 
und Infrastrukturen aus Dritt-
staaten – das Thema Unabhän-

gigkeit sollte also auch im Bereich der Digi-
talisierung unbedingt mitgedacht werden. 

Aber was versteht man unter digitaler Sou-
veränität? Das Konzept geht über techno-
logische Unabhängigkeit hinaus: Nicht 
Autarkie ist anzustreben, sondern die 
Fähigkeit, Technologien von Dritten auf 
vorhersehbare und kontrollierbare Weise 
zu nutzen. Digitale Souveränität sollte es 

ermöglichen, in der digitalen Welt selbst-
bestimmt zu handeln und sich dem Willen 
anderer Akteure widersetzen zu können. 

Laut Experten ist Europas digitale Sou-
veränität zwar noch erreichbar, wird aber 
teuer: Es wurde errechnet, dass Europa 
mindestens 300 Milliarden Euro investie-
ren muss und mindestens zehn Jahre Zeit 
braucht, um ein eigenes technologisches 
Ökosystem aufzubauen. Unentbehrlich 
sind dabei Investitionen in künstliche In-
telligenz, Quanteninformatik und Cloud-
Infrastrukturen. 

Allgemein sollte man, wie bei der Debat-
te um die strategische Autonomie in der 
Verteidigung, auf „derisking“ statt auf „de-
coupling“ setzen: Ganz von den USA und 
anderen Drittstaaten unabhängig zu wer-
den wird vor allem in der nahen Zukunft 
kaum möglich sein. Aber natürlich sollten 
wir uns in Europa dafür ein setzen, dass 
europäische Exzellenz gefördert wird und 
valide Alternativen etwa zu US-Anbietern 
eine echte Chance bekommen.

Daher liegt es nun an den politischen Ent-
scheidungsträgern, den Dialog mit der  

Industrie zu intensivieren und gemein-
same Strategien für eine resiliente und un-
abhängige digitale Zukunft zu ent wickeln. 
Nur durch eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen Politik, Wirtschaft und Forschung 
können wir die digitale Trans formation 
Europas erfolgreich gestalten.

Expertinnenmeinung von VALERIE GRUBER
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ZUR PERSON
Valerie Gruber, Expertin für  
Europapolitik und Digitalisierung.

2 Juni 2025International Corner



Herausgeber, Medieninhaber und Redaktion: Vereinigung der Österreichischen Industrie (Industriellenvereinigung), Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien, Tel.: 01/711 35-2308, E-Mail: positionen@iv.at  
Homepage: www.iv.at, ZVR: 806801248, LIVR-N.: 00160, EU-Transparenzregister-Nr.: 89093924456-06. Vereinszweck gemäß § 2 Statuten: Die Industriellenvereinigung (IV) bezweckt, in Österreich tätige industrielle und im Zusammenhang mit der Industrie stehende  
Unternehmen sowie deren Eigentümer und Führungskräfte in freier und demokratischer Form zusammenzufassen; ihre Interessen besonders in beruflicher, betrieblicher und wirtschaftlicher Hinsicht auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene zu vertreten  
und wahrzunehmen; industrielle Entwicklungen zu fördern, Rahmenbedingungen für Bestand und Entscheidungsfreiheit des Unternehmertums zu sichern und Verständnis für Fragen der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu verbreiten.

Redaktion: Aniko Benkö, Joachim Haindl-Grutsch, Johannes Höhrhan, Marlena Mayer, Michael Mairhofer, Claudia Mischensky, Christoph Robinson, Michaela Roither, Irene Schulte. 
Für den Inhalt der letzten drei Seiten zeichnet die jeweilige Landesgruppe  verantwortlich. Lektorat: Bernhard Paratschek.

Grafik: IV, Sarah D’Agostino.

Druck: Druck Styria GmbH & Co KG, 8042 Graz. Erscheinungsort: Wien. Offenlegung nach § 25 des Mediengesetzes: iv-positionen erscheint 8 × jährlich in einer Auflage von 8.300 Stück,  
Unternehmensgegenstand: Information zu industrie- und gesellschaftspolitischen Themen für Mitglieder der Industriellenvereinigung und Meinungsträger in Österreich. Siehe auch unter www.iv.at.

Fotos (Cover bzw. Coverstory): Adobe Stock, IV, Markus Prantl, Helge Bauer, JI-Kärnten, NEUE, Knauf Insulation, IV Tirol / Oss, IV-Steiermark / Marija Kanizaj, TU-Graz, IV-NÖ / Rene Brunhölzl, IV-NÖ, Marius Hoefinger,  
Europa-Forum Wachau,  Josef Bollwein, IV-Salzburg / Schwaighofer, Schweigert, Scheinast, IV-Burgenland, IV OÖ / Pelzl

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird auf geschlechtsspezifische Endungen verzichtet. Die verwendeten Bezeichnungen beziehen sich auf alle Geschlechter gleichermaßen.

IMPRESSUM

In den ersten 100 Tagen hat die Bun-
desregierung durchaus einiges be-
wegt. Es ist über alle ideologischen 
Gräben hinweg und ohne öffentlichen 

Zank gelungen, ein Doppelbudget für 2025 
und 2026 aufzustellen. Es gibt ein gewisses 
Sparpaket – wenn auch ein stark einnah-
menlastiges mit investitionsbremsenden 
Abgaben für einzelne Branchen –, erste 
Schritte einer Pensionsreform, einige Ent-
lastungen für die Wirtschaft. Da sind gute 
Dinge dabei – eine Teilpension zum Bei-
spiel, die das Weiterarbeiten in der Pension 
niederschwelliger macht; oder die Wieder-
einführung der Strompreiskompensation, 
die in den kommenden zwei Jahren energie-
intensiven Unternehmen begrenzte Entlas-
tung bringt. Das Lob muss in diesem Fall je-
doch mit einem Aber versehen werden: Die 
Regierung hat ein Mondfenster von zwei 

Jahren ohne Wahlen – das ist eine Chance für 
größere und große Strukturreformen, und 
dass es die braucht, darüber herrscht in brei-
ten Kreisen Einigkeit. Es ist eine Chance, die 
vielleicht nicht so bald wiederkehrt, und sie 
sollte nun, nach dem Warmlaufen mit klei-
neren Reformen, dringend genutzt werden.  

Große Reformen brauchen Zeit, um ihre 
Wirksamkeit zu entfalten. Wie sehr sich die-
se auszahlen, zeigt ein Blick auf andere EU-
Länder, ein Blick auf die Spitzenreiter in Sa-
chen Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 
(siehe Coverstory, Seite 6–7): Dabei sticht 
Dänemark als durchaus mit Österreich 
vergleichbare Volkswirtschaft hervor – der 
Staat hat vor vielen Jahren begonnen, kluge 
Strukturreformen umzusetzen. Während 
in Österreich der Aufschrei groß ist, wenn 
es um die Frage geht, später in Pension zu 

gehen, weil die Zahl unserer gesunden Le-
bensjahre (zum Glück!) deutlich gestiegen 
ist, liegt das gesetzliche Pensionsantrittsal-
ter in Dänemark bereits bei 67 Jahren und 
steigt bis 2040 auf 70 Jahre. Die zugrunde 
liegende Reform dazu wurde bereits 2006 
auf den Weg gebracht. Ein Jahr danach kam 
eine große Verwaltungsreform; seither gibt 
es nur noch 98 Gemeinden statt zuvor 271 
und die 13 Landkreise wurden durch fünf 
Regionen ersetzt, die kein selbstständiges 
Besteuerungsrecht mehr haben.  

Und auch bei den hohen Energiekos-
ten, die energieintensive Industrieunter-
nehmen massiv unter Druck bringen, kann 
man weitere Maßnahmen setzen. Ein Blick 
über den Tellerrand zeigt, dass die Strom-
preiskompensation in vielen anderen Län-
dern bis 2030 gewährt wurde – das schafft 

Planungssicherheit, an der wir nach 2027 
weiter arbeiten müssen. 

Es geht nicht darum, die Lösungsansätze 
anderer Länder unreflektiert zu kopieren – 
aber von dem Mut, auch die großen Bro-
cken anzugreifen und das rechtzeitig zu tun, 
kann man sich ein großes Stück abschnei-
den. Österreich muss also nicht Dänemark 
werden, aber etwas mehr Dänemark würde 
Österreich nicht schaden. 

Ihr

Christoph Neumayer 
(IV-Generalsekretär)

Da geht  
noch was … 
Egal ob bei den Energiepreisen oder den Pensionen –  
die Regierung kann bei Reformen ruhig beherzter zugreifen.  
Das Mondfenster von zwei Jahren, in denen keine Wahlen  
zu schlagen sind, sollte klug genutzt werden.  

Grafik des Monats Zahl des Monats

der 60- bis 64-jährigen Dänen sind noch 
erwerbstätig – im Vergleich dazu arbeiten 
nur mehr 35,7 % der Österreicher in der-
selben Altersgruppe. Auch unter den 65- 
bis 69-Jährigen ist in Dänemark fast jeder 
Dritte (31,0 %) erwerbstätig, während 
Österreich mit 11,0 % deutlich zurückliegt. 
Das aktuelle gesetzliche Pensionsantritts-
alter in Dänemark beträgt 67 Jahre und 
wird bis 2040 auf 70 Jahre erhöht. In Öster-
reich liegt es derzeit bei 65 Jahren für Män-
ner und 60 bis 65 Jahren für Frauen. Eine 
Anpassung an die steigende Lebenserwar-
tung ist auf absehbare Zeit nicht geplant.

Mit der Wiedereinführung der Strom-
preiskompensation für 2025 und 2026 
schließt sich Österreich vorerst der Mehr-
heit der direkten Konkurrenzländer im 
EU-ETS an. Derzeit gewähren 15 euro-
päische Länder eine solche Kompensa-
tion, davon 13 bis zur maximalen Laufzeit 
Ende 2030. Bereits 2022 erhielten ener-
gieintensive Unternehmen in Österreich 
befristet einen Ausgleich für indirekte 
CO2-Kosten, die entstehen, wenn Ener-
gieversorger die Kosten für CO2-Zerti-
fikate auf die Strompreise umlegen.

68,5 %

bis 2030
bis 2025
2025-2026 geplant
keine Kompensation

Strompreiskompensation in Europa
Staaten mit und ohne genehmigte Strompreiskompensation sowie deren vorgesehene Dauer  
(Stand: 10.6.2025)

Quellen: Europäische Kommission, EFTA Surveillance Authority 
Anmerkung: Es wurden nur Staaten betrachtet, die am EU-ETS teilnehmen.
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Neue IV-Taskforce widmet sich der  
„Security & Defence Industry“ 
Die Industrie nimmt bei Sicherheit und Verteidigung eine wesentliche Rolle ein. Die Industriellenvereinigung setzt sich 
für eine stärkere Einbindung der Industrie in die Transformation der nationalen und europäischen Sicherheitspolitik ein.

Die Industriellenvereinigung 
hat daher eine Taskforce ins 
Leben gerufen, um neuen Ent-
wicklungen in den Bereichen 

Sicherheit und Verteidigung gerecht zu 
werden. Sicherheits-, Verteidigungs- und 
Rüstungspolitik werden derzeit auf natio-
naler, europäischer und internatio naler 
Ebene neu ausgerichtet – etwa durch die 
österreichische Initiative „Mission Vor-
wärts“, das deutsche 500-Milliarden-Eu-
ro-Paket oder die europäische „Readiness 
2030“-Initiative im Umfang von 800  Mil-
liarden Euro.

Damit rücken sicherheits- und verteidi-
gungsrelevante Themen auch verstärkt in 
den Fokus industrieller Mitgestaltung und 
Verantwortung. Die neue IV-Taskforce 
„Security & Defence Industry“ setzt sich 
für eine stärkere Einbindung der Indus-
trie in diesen Transformationsprozess ein.

Ziel ist es, Strategien, politische und 
rechtliche Rahmenbedingungen sowie 

konkrete Maßnahmen zu erarbeiten, die 
zur Stärkung der sicherheits- und vertei-
digungsrelevanten Industrie in Österreich 
beitragen. Zugleich sollen die Potenziale 
des Industriestandorts Österreich durch 
gezielte zivil-militärische Synergien ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskette 
besser genutzt werden.

Kooperation, Beschaffung, Innovation
Im Mittelpunkt stehen dabei insbesonde-
re der Ausbau industrieller Kooperatio-
nen, die strategische Nutzung von Offset 
Agreements sowie Fragen der Beschaf-
fung in Sicherheits- und Wehrsystemen, 
der Verteidigungs- und Rüstungsbranche 
sowie spezialisierten Zulieferindustrien. 
Darüber hinaus setzt sich die Taskforce 
für die Weiterentwicklung der Rahmen-
bedingungen für Forschung und Entwick-
lung insbesondere im Bereich Dual Use 
(also Entwicklungen, die sowohl zivil als 
auch militärisch genutzt werden können) 
sowie für Verteidigungs- und Rüstungs-
innovationen ein. 

Als Ergebnis wird die Taskforce ein 
politisches Aktionspapier vorlegen, das 
als Impuls für eine zukunftsgerichtete 
Sicherheits- und Industriepolitik auf na-
tionaler und europäischer Ebene dienen 
soll. Den Vorsitz der Taskforce überneh-
men Erwin Hameseder, Generalanwalt 

des Österreichischen Raiffeisenverbands, 
und Wolfgang Hesoun, Vorsitzender des 
IV-Infrastrukturausschusses und der AI-
CAT. Die Projektleitung liegt bei IV-Vize-
Generalsekretär Peter Koren. Koordiniert 
wird die Taskforce von Christoph M. 
Schneider und Monika Schuh, IV.

Intelligente Daten für mehr Produktivität 
und Wertschöpfung  
Beim ersten Treffen der KI-Taskforce der Industriellenvereinigung ging es um praxisnahe Beispiele zur Steigerung  
von Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit durch künstliche Intelligenz. 

Ende Mai fand unter dem Vorsitz 
von Christoph Knogler, CEO 
der KEBA Group, und Thomas 
Arnoldner, Deputy CEO der 

A1 Group, das erste Treffen der IV-Task-
force KI statt. Ziel der Taskforce ist es, 
gemeinsam mit ihren Mitgliedern als KI 
Ambassadors, Eintrittsbarrieren für Un-
ternehmen zu reduzieren, zur Erhöhung 
des digitalen Reifegrads der Industrie 
beizutragen und das österreichische KI-
Ökosystem zu stärken. Vor rund 90 Mit-
gliedern wurde anhand praxisnaher Use 
Cases aufgezeigt, welche Hebel der Ein-
satz von KI- und Datentechnologien für 
eine höhere Produktivität und gesteiger-
te Wettbewerbsfähigkeit in der Industrie 
bietet.

Die Andritz AG präsentierte den Weg 
zur autonomen Fabrik, der durch 

unternehmensübergreifende Koopera-
tionen, digitale Plattformen und intelli-
gente Instrumente, um Daten verfügbar 
und nutzbar zu machen, unterstützt wird. 
Die Novartis Pharmaceutical Manufac-
turing GmbH zeigte auf, wie moderne 
Technologien, eine fundierte Daten basis 
und digitales Upskilling in der streng 
 regulierten Pharmaindustrie Effizienz 
und Nachhaltigkeit fördern, etwa durch 
Chatbots und Plattformlösungen zur 

Optimierung von Wissenstransfer, Pro-
duktionskontrolle und Lieferketten.

Ebenso wurden der Aufbau der AI Fac-
tory Austria und deren Potenziale für 
die KI-Entwicklung thematisiert. Ent-
scheidend für deren Erfolg ist die aktive 
Einbindung von Unternehmen durch 
attraktive Angebote und eine klare An-
wendungs- und Serviceorientierung. Da-
durch kann ein wichtiger Impuls gesetzt 

werden, denn österreichische Unter-
nehmen sind beim Einsatz von Daten-
technologien zwar fortgeschritten, der 
Fokus liegt jedoch noch oftmals auf An-
wendungen wie Prozessabbildung und 
-prognose, weniger auf der Nutzung von 
Daten als Basis für die Entwicklung von 
KI-Lösungen. 

Auch beim Advisory-Board-Meeting des 
Gaia-X Hub Austria Mitte Juni – erstmals 
in den Räumlichkeiten der IV – standen 
Datenlösungen und Data Spaces im Fo-
kus. Diskutiert wurde unter anderem 
die Bedeutung sicherer und souveräner 
Dateninfrastrukturen für die europä-
ische Aluminiumindustrie sowie das 
Forschungsprojekt Smart Fox, das die 
Effizienz der klinischen Forschung durch 
eine Zweitnutzung von Gesundheits-
daten steigern soll. 

Das Team der neuen Taskforce (v. l.): Monika Schuh, Wolfgang Hesoun, Erwin Hameseder, Peter Koren und 
Rechtsanwalt Georg Brandstetter.

Life-Science-Unternehmen sind wichtige Standortbooster

Die Industriellenvereinigung hat 
gemeinsam mit den Industrie-

verbänden aus Dänemark (DI), Deutsch-
land (BDI), Italien (Confindustria) und 
Frankreich (Medef ) am 21. Mai im Euro-
päischen Parlament die Veran staltung 
„Strengthening EU, Innovation and 
Competitiveness through Life Sciences“ 
organisiert. Gehostet wurde diese von 
den Abgeordneten zum Europäischen 

Parlament Letizia Moratti und Stine Bos-
se, die beide eine wesentliche Rolle in 
den Verhandlungen zur „Pharma Legis-
lation“  – eine umfassende Revision des 
EU-Arznei mittelrechts – einnehmen. 
Höhepunkt war eine Podiumsdiskussion 
mit Ver tretern von Unternehmen, des 
EU-Parlaments und der EU-Kommis-
sion zu wesentlichen Schwerpunkten zur 
Stärkung der Life Sciences. Die Unter-

nehmensseite wurde durch Hugh Pullen 
von Novartis sowie Vertreter von Pfizer, 
France Biotech und Miltenyi Biotec re-
präsentiert. Wichtige Industrieinteressen, 
etwa wett bewerbsfähige Schutzrechte, 
eine deut liche Stärkung der öffentlichen 
F&E-Investitionen, attraktive Rahmen-
bedingungen für klinische Studien und 
die Stärkung der Produktion in Europa, 
konnten erfolgreich positioniert werden. Fo
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Tag der Weiterbildung:  
KI als Hebel für Fachkräftesicherung 
Der Tag der Weiterbildung stand heuer ganz im Zeichen von künstlicher Intelligenz – eine neue Studie der Plattform für 
berufsbezogene Erwachsenenbildung zeigt, dass das Thema in diesem Sektor angekommen ist.

Am 3. Juni fand der diesjährige 
Tag der Weiterbildung statt – 
organisiert von der Plattform 
für berufsbezogene Erwach-

senenbildung, die als zentrale Akteurin 
des österreichischen Weiterbildungssys-
tems Impulse setzt und die Vernetzung 
zwischen Praxis und Politik fördert.
 
Die Industriellenvereinigung war durch 
Gudrun Feucht, Bereichsleiterin Bildung 
& Gesellschaft, mit einer Keynote ver-
treten. Sie stellte klar: Weiterbildung 
ist kein Nebenschauplatz – sie ist ein 
strategisches Instrument zur Fachkräf-
tesicherung, gerade in der Industrie. 
Künstliche Intelligenz kann dabei nicht 
nur als Thema, sondern auch als Werk-
zeug eine zentrale Rolle spielen: etwa 
durch individualisierte Lernpfade, digi-
tale Rückmeldesysteme oder adaptive 
Schulungsmodelle.
 
Ein konkretes Beispiel dafür sind Micro-
credentials – kompakte, zertifizierte 
Lernbausteine, die sich durch ihren mo-
dularen Aufbau, ihre hohe Praxisnähe 
und die Möglichkeit zur Integration in 
den Arbeitsalltag besonders gut für in-
dustrielle Fachkräfte eignen. Sie machen 
es möglich, Weiterbildungsprozesse 
kleinteilig zu strukturieren, gezielt an 

betriebliche Bedarfe anzupassen und mit 
digitalen Nachweissystemen wie Badges 
auch überbetrieblich sichtbar zu machen.

Weiterbildung stärken, Umsetzung 
ermöglichen 
Untermauert wird dies von der präsentier-
ten „Weiterbildungsstudie 2025“ der Platt-
form für berufsbezogene Erwachsenen-
bildung, die aktuelle Einschätzungen von 
Unternehmen zum Weiterbildungsbedarf 
liefert: Die Hälfte der befragten  Betriebe 
sieht Weiterbildung künftig als noch wich-
tiger als bereits bisher an; besonders hohe 
Relevanz wird den Themen künst liche 
Intelligenz, Future Technologies und 
IT-Kompetenzen zugeschrieben. Zudem 
zeigt sich ein positiver Trend in Richtung 
KI-Nutzung in der Weiterbildung: 37 Pro-
zent der Unternehmen setzen sie bereits 
ein, ein Drittel plant den Einstieg. Auch 
die Budgetplanungen sind vielverspre-
chend: 24 Prozent der Betriebe haben ihre 
Weiterbildungsbudgets für 2025 erhöht. 

Diese Zahlen machen klar: Der Be-
darf ist da – nun braucht es passende 
Rahmenbedingungen.

Regierungsprogramm 2025–2029: 
Rückenwind für zentrale Forderungen 
Besonders erfreulich ist aus Sicht 

der IV, dass viele der bildungspoli   ti    s  -
chen Anliegen, die im IV-Programm  
„Beste Bildung für Österreichs Zu-
kunft“ formuliert wurden, nun auch 
im aktuellen Regierungsprogramm 
aufgegriffen wurden. Dazu zählen die 
Entwicklung einer neuen Weiterbil-
dungsstrategie im Rahmen der Fach-
kräftestrategie, die Novel lierung des 

Erwachsenen bildungsgesetzes sowie die 
Förderung digitaler und KI-gestützter 
Lernformate.

Die Weichen sind gestellt. Jetzt muss 
es an die Umsetzung gehen – mit Klar-
heit, Verbindlichkeit und einem echten 
politischen Fokus auf Weiterbildung als 
Zukunftsthema.

V. l. n. r.: Laszlo Kovacs, Daniel Noppinger, Christoph Wirl, Gudrun Feucht, Thomas Rochowansky, Monika 
Kovacs, Ulli Röhsner, Ruben Hetfleisch, Martin Röhsner, Christian Bayer.

Ausbildungsoffensive: Ein wichtiger Schritt für die Elementarpädagogik

Mit der im Juni 2025 beschlossenen 
Ausbildungsoffensive für die Elemen-

tarpädagogik greift die Bundesregierung 
zentrale Anliegen der Industriellenvereini-
gung auf. Die Investition von 32 Millionen 
Euro in die Ausbildung zukünftiger Ele-
mentarpädagoginnen und Elementarpäda-
gogen ist ein wichtiger Schritt, um Qualität 
und Personalbasis im Kindergartenbereich 
zu sichern. Dass 4.000 neue Ausbildungs-
plätze geschaffen werden und dabei auch 
berufsbegleitende Angebote sowie geziel-
te Fördermodelle für Quereinsteigerinnen 
und Quereinsteiger im Fokus stehen, ist aus 
Sicht der IV ausdrücklich zu begrüßen.

Besonders positiv ist, dass dabei meh-
rere Ministerien zusammenwirken, um 

tragfähige Lösungen zu entwickeln – 
etwa mit einem gemeinsamen Förder-
modell zur finanziellen Unterstützung 
von Umsteigerinnen und Umsteigern. 
Auch die angekündigten Maßnahmen zur 
Aufwertung des Berufsbilds für Elemen-
tarpädagoginnen und Elementarpädago-
gen – etwa durch eine verbesserte Berufs-
orientierung – sind ein wichtiges Signal.

Klar ist aber auch: Auf diese Initiative 
müssen weitere Reformschritte folgen. 
Die IV spricht sich weiterhin für bun-
desweit einheitliche Qualitätsstandards, 
einen klaren rechtlichen Rahmen-
plan und den flächendeckenden Aus-
bau qualitativ hochwertiger Betreuung 
ab dem ersten Lebensjahr aus. Die im 

Regierungsprogramm verankerte und 
geplante Einführung eines zweiten ver-
pflichtenden Kindergartenjahrs ist ein 
weiterer Schritt in die richtige Richtung. 

Entscheidend wird sein, dass diese Maß-
nahmen langfristig wirken – und durch 
eine klare Umsetzung mit den Bundes-
ländern getragen werden.

Wie das EAGLE-Projekt die Fachkräftemobilität verbessert

Ende Mai brachten die IV, die Inter-
national Organisation for Migration 

(IOM) und die WKO Unternehmen, 
Politik und Verwaltung sowie Exper-
tinnen und Experten zu Migrations- 
und Bildungsthemen im Rahmen einer 
Online-Veranstaltung zusammen, um 
Frage stellungen rund um die Anerken-
nung ausländischer Qualifikationen und 
Kompetenzen vor allem aus der Unter-
nehmensperspektive zu diskutieren.

Der Fachkräftemangel bleibt schon auf-
grund der Demografie akut und wird sich 
mit der Erholung der österreichischen 
Wirtschaft wieder zuspitzen. Fachkräfte-
zuwanderung ist dabei aus Sicht der IV 
unbestritten ein Teil der Lösung. Daher 
treibt die IV das zukunftsträchtige Kon-
zept der „Skills-Mobilitätspartnerschaf-
ten“ (SMP) gemeinsam mit Partnern wie 
der IOM oder der WKO weiter voran, um 
Unternehmenserfahrungen zu teilen und 

bereits in Entwicklung befindliche Lö-
sungsansätze aufzuzeigen. Die IV unter-
stützt als Bindeglied zu österreichischen 
Unternehmen.

Vorgestellt wurde u. a. das von IOM und 
Bundeskanzleramt getragene und EU- 
finanzierte EAGLE-Projekt, mit dem das 
SMP-Konzept erstmals pilothaft umge-
setzt wird. EAGLE ist eine Partnerschaft 
zwischen Österreich und Ägypten mit 

Fokus auf metallverarbeitende Berufe im 
Transportsektor. 135 ägyptische Fach-
kräfte durchlaufen ein neunmonatiges 
Curriculum, das fachliche Weiterbildung, 
Deutsch- und Wertekurse bietet. Von ih-
nen sollen rund 100 dem österreichischen 
Arbeitsmarkt, die weiteren der ägypti-
schen Wirtschaft zur Verfügung stehen. 
Das Matching mit Unternehmen und die 
Integration in Österreich sind inhärente 
Teile des Projekts.

Aktuelles in Kürze
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Österreich ist im Ranking der Wettbewerbsfähigkeit abgerutscht – höchste Zeit, ein 
Schlaglicht auf die Spitzenplätze zu werfen: Was kann Österreich lernen und in welchen 
Bereichen aufschließen, um wieder zu den europäischen Champions zu gehören?

Taktgeber, Spitzenreiter,
Champions

Österreich bleibt heuer Wachs-
tums-Schlusslicht in  Europa. 
Das Mini-Wachstum des 
ersten Quartals ist zwar ein 

erster Lichtblick, im Vergleich zum Vor-
jahresquartal ist die Wirtschaft aber um 
0,7 % geschrumpft. EU-Kommission 
und OECD prognostizierten Österreich 
im Frühjahr als einzigem Land in Euro-
pa ein Wachstumsminus für heuer – und 
auch, wenn heimische Ökonomen nun 
zunehmend von einem sehr kleinen Plus 
ausgehen, wird Österreich wohl Schluss-
licht bleiben. Am anderen Ende der Ska-
la der Wachstumsraten finden sich hin-
gegen Länder wie Dänemark (+3,6 % laut 
EU-Kommission), Schweden (+1,1 % 
laut EU-Kommission) und die Schweiz 
(+1,1 % laut OECD). Im Schnitt wird 
die Wirtschaft in der EU heuer um 1,1 % 
wachsen. 

Das Lausanner Institut IMD bewertet ein-
mal pro Jahr Länder in Hinblick auf ihre 
Wettbewerbsfähigkeit. Österreich tritt 
in diesem Ranking auf niedrigem Niveau 
auf der Stelle: Wie schon 2024 verweist 
das IMD Österreich auf Rang 26 von 69 

Ländern – 2007 lag Österreich auch schon 
einmal auf Platz elf. Selbst Deutschland, 
das in den vergangenen Monaten und 
Jahren mit ähnlichen Herausforderungen 
kämpft, hat im Jahresvergleich fünf Plätze 
gut gemacht und landet heuer auf Platz 19. 
Die Schweiz hat Singapur von Platz eins 
verwiesen; Dänemark liegt seit Jahren in 
den Top Five – heuer ist es Platz vier. Was 
machen andere Länder richtig und in wel-
chen Bereichen sollte sich  Österreich von 
den Zugpferden der europäischen Wirt-
schaft etwas abschauen? 

Pensionen
Derzeit gibt Österreich 13,3 % seiner 
Wirtschaftsleistung für Pensionen aus, 
in Dänemark sind es nur rund 9,3 %. Wa-
rum? Weil dort rechtzeitig auf ein Drei-
Säulen-Modell mit steuerfinanzierter 
Grundrente und starker Kapitaldeckung 
umgestellt wurde und das gesetzliche 
Antrittsalter an die Lebenserwartung ge-
koppelt ist. 2035 wird dadurch das gesetz-
liche Pensionsantrittsalter bei 69 Jahren 
liegen. In Österreich dagegen beruhen 
die Pensionsausgaben weiterhin fast aus-
schließlich auf dem umlage finanzierten 
System und am gesetzlichen Pensions-
antrittsalter wird trotz mahnender Öko-
nomen-Stimmen nicht geschraubt. In 
Dänemark stecken zudem über 200 % des 
BIP in kapitalgedeckten Pensionsplänen; 
Österreich liegt bei nicht einmal 7 % und 
muss dadurch einen weit höheren Anteil 
der Wirtschaftsleistung für die Pensionen 
aufwenden.
 
Energiekosten
Österreichische Unternehmen leiden 
nach wie vor unter vergleichsweise ho-
hen Energiekosten: Der Industriestrom-
preis hat sich hierzulande zwischen dem 
ersten Halbjahr 2021 und dem zweiten 
Halbjahr 2024 mehr als verdoppelt und 
ist damit deutlich stärker gestiegen als im 
Eurozonen-Schnitt. Zur Entlastung wur-
de nun mit der Strompreiskompensation 
(SAG) ein wirksames und treffsicheres 
Instrument für die energieintensivsten 
Betriebe geschaffen – allerdings nur für 
die Jahre 2025 und 2026, nachdem die 
Kompensation bereits 2022 einmalig ge-
währt wurde. 15 andere EU-Länder – da-
runter Deutschland und Frankreich – ha-
ben das SAG bereits seit längerer Zeit bis 

zum Jahr 2030 fest verankert, wodurch 
die dortigen betroffenen Unternehmen 
mehr Planungssicherheit haben. Auch in 
Deutschland ist der Industriestrompreis 
in den letzten Jahren stark gestiegen, 
dort wird aber spürbar gegengesteuert. 
So will sich Deutschland auch auf EU-
Ebene für eine Ausweitung des SAG-
Anwendungsbereichs beispielsweise auf 
Rechen zentren starkmachen.
Die deutsche Bundesregierung plant zu-
dem, für energieintensive Unternehmen 
im Rahmen der EU-beihilfenrechtlichen 
Möglichkeiten einen eigenen Industrie-
strompreis einzuführen. Auch hier kann 
ein Modell mit Vorbildwirkung für Öster-
reich entstehen.

Lohnkosten
Insbesondere exportierende Unterneh-
men sind in Österreich durch die stark 
gestiegenen Lohnstückkosten unter 
Druck geraten. Lohnstückkosten zeigen, 
wie hoch die Arbeitskosten je produzier-
te Einheit sind, und sind damit ein ent-
scheidender Indikator für die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit eines Standorts. In 
den vergangenen Jahren sind sie in Öster-
reich stärker gestiegen als an vergleich-
baren EU-Standorten. Von 2019 bis 2025 
prognostiziert die EU-Kommission eine 
prozentuelle Steigerung der heimischen 
Lohnstückkosten von 32,3 %, in der ge-
samten Eurozone sollen diese im selben 
Zeitraum nur um 22,5 % zulegen. Hinter-
grund sind einerseits die hohen Lohn-
nebenkosten und andererseits die hohen 
Lohnabschlüsse der vergangenen Jahre. 

Auch in Deutschland sind die Lohnstück-
kosten gestiegen, aber dank stärkerer Zu-
rückhaltung bei den Lohnverhandlungen 
verhaltener als in Österreich. Gleichzeitig 
gibt es einige Länder in Europa, die eine 
deutlich niedrigere Abgabenbelastung 
auf den Faktor Arbeit haben – der „Ab-
gabenkeil“ liegt in Österreich laut OECD 
bei 47 %, während die Schweiz bei nur 
22,9 % liegt, die Niederlande bei 35,1 % 
und Dänemark bei 36,1 %.  

Bürokratie und Verwaltung
Der für 2023 erstmals erhobene Büro-
kratiekostenindex der Industriellen-
vereinigung macht die bürokratische 
Belastung von Unternehmen vergleich-
bar. Österreich landet dabei auf Platz elf. 
Spitzenreiter ist Finnland, gefolgt von 
weiteren skandinavischen und baltischen 
Ländern. Gleichzeitig zeigt eine Unter-
suchung der EU-Kommission, dass Däne-
mark mit umfassend digitalisierten und 
nutzerfreundlichen Verwaltungsdiensten 
zu den europäischen Vorreitern im Be-
reich E-Government gehört. Im „eGo-
vernment Benchmark 2024“ landen die 
Dänen auf Platz fünf, während Österreich 
im EU-Vergleich zwar überdurchschnitt-
lich ist, aber nur Platz zehn erreicht. 

Neben der Digitalisierung kann sich Ös-
terreich auch bei der Vereinfachung der 
Verwaltung Vorbilder nehmen. Die Staats-
ausgabenquote liegt in Österreich bei 
52,7 % des BIP, während sie in Dänemark 
von einem höheren Niveau vor zehn Jah-
ren auf 46,8 % gesunken ist. Einerseits ist 
das durch Reformen bei den Sozialausga-
ben gelungen, andererseits liegt ein star-
ker Hebel in der politisch-adminis trativen 
Struktur. Dänemark hat 2007 eine tief-
greifende Reform umgesetzt: Aus 271 Ge-
meinden wurden 98, aus 13 Kreisen fünf 
Regionen. Diese sind heute nicht steuer-
autonom, sondern effizient finanziert und 
klar zuständig. Das Ergebnis: vereinfachte 
Strukturen, weniger Reibungsverluste, ge-
ringere Kosten. In Österreich gibt es über 
2.000 Gemeinden, 94 Bezirke, neun Län-
der, mit oft redundanten Kompetenzen, 
teuren Parallelstrukturen und unklarer 
Verantwortung. Laut Studien ließen sich 
allein durch bessere Kooperation oder 
Fusionen auf Gemeindeebene bis zu eine 
Milliarde Euro jährlich einsparen. 

„Wer auch in Zukunft 
verlässlich absichern 

will, braucht jetzt 
strukturelle Reformen 
statt Scheindebatten. 
Unser Ziel muss sein, 
das Pensionssystem 

lang fristig trag fähig zu 
gestalten: durch eine 
Anhebung des gesetz­

lichen und des fak­
tischen Antritts alters, 

Anreizmodelle für 
längeres Arbeiten sowie 
eine Stärkung der kapi­
talgedeckten Vorsorge.“

Georg Knill, 
IV-Präsident

„Österreich steht  
in einem intensiven 

globalen Standortwett­
bewerb. Gute Absichten 

reichen nicht – aus­
schlaggebend sind 

Reformfähigkeit und 
Umsetzungskraft.“

Georg Knill, 
IV-Präsident
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WIRTSCHAFTS-
PROGNOSEN 2025:  
ÖSTERREICH 
ÜBER ALL 
SCHLUSSLICHT
ENTWICKLUNG DES REALEN 
BRUTTOINLANDSPRODUKTS 
AUSGEWÄHLTER LÄNDER  
IM JAHR 2025 (PROGNOSEN),  
IN PROZENT

Quelle: IMD – International Institute for Management Development

Quelle: Europäische Kommission, IWF, OECD

ÖSTERREICH 
VERLIERT AN 
WETTBEWERBS-
FÄHIGKEIT
PLATZIERUNG IM IMD 
WORLD COMPETITIVENESS 
RANKING, AUSGEWÄHLTE 
LÄNDER
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IV ist Industrial Partner bei den  
Technology Talks Austria 2025
„Boosting Competitiveness. The Power 
of Research and Innovation“ lautet das 
Leitthema der diesjährigen Technology 
Talks Austria, die am 11. und 12. Septem-
ber back to back mit dem FFG-Forum am 
10.  September im Museumsquartier Wien 
stattfinden. Wesentliches Ziel ist es, The-
men wie Produktivität und Digitalisierung, 
Technologieführerschaft, Ressourcen und 
Resilienz zu diskutieren und daraus Schluss-
folgerungen für die europäische, nationale 
und regionale FTI-Politik zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit zu ziehen.

Auch heuer organisiert die IV über den 
vffi einen hochkarätigen Workshop unter 
dem Titel „European Innovation Ecosys-
tems – Key to Powerful & Strategic Value 
Chains“, bei dem hochrangige Gäste aus 
Wirtschaft, EU-Politik und Wissenschaft 
die wichtige Rolle kooperativer F&E-
Netzwerke sowie notwendige EU-politi-
sche Maßnahmen zur Stärkung von F&E 
in Europa thematisieren. 

Anmeldung:
tickets.technologytalks.ait.ac.at
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Österreich erhöht ESA-Beitrag:  
Raumfahrt als Zukunftsbranche
Österreichische Unternehmen haben in der Weltraumwirtschaft schon jetzt eine starke  
internationale Position und sind in diesem Bereich auch Wegbereiter für andere Branchen.

Österreichs Beitrag zur euro-
päischen Weltraumforschung 
soll für die kommenden drei 
Jahre von zuletzt 261 Millionen 

Euro (2023–2025) auf bis zu 320 Millionen 
Euro steigen. Die Weltraumforschung sei 
eine „Trägerrakete für den Standort Öster-
reich“, sagte der zuständige Infrastruktur-
minister Peter Hanke. Die österreichische 
Industrie ist auf eine Stärkung dieses Be-
reichs gut vorbereitet: „Österreich hat sich 
in den vergangenen Jahrzehnten eine star-
ke internationale Position in spezifischen 

Bereichen wie Satellitenkomponenten, 
Weltraumforschung und Quantenkommu-
nikation erarbeitet“, erklärte IV-Vize-Präsi-
dentin Sabine Herlitschka anlässlich eines 
Pressegesprächs von FFG, ESA, IV und 
Austrospace sowie eines CEO-Brunchs zu 
Österreichs Weltraumbranche in Wien. 
 Die Erhöhung des ESA-Beitrags bringt 
Unternehmen erste Klarheit für künftige 
Investitionsentscheidungen. „Österreichs 
ESA-Beitrag ist eine Investition, bei der 
das Geld vierfach zurückkommt – umso 
mehr freuen wir uns, dass Bundesminister 

Hanke den ESA-Beitrag auf bis zu 320 Mil-
lionen Euro erhöht“, so Karin Tausz, 
FFG-Geschäftsführerin.

150 Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen
Auch die Zahlen zeigen die Bedeutung der 
Weltraumwirtschaft für Österreich: Die ge-
samte Bruttowertschöpfung der 150 Unter-
nehmen und Forschungs einrichtungen der 
österreichischen Weltraumwirtschaft be-
trug 2024 fast 200 Millionen Euro. Die Welt-
raumwirtschaft trägt in Österreich zu einem 
sozioökonomischen Nutzen von geschätzt 
über einer Milliarde Euro pro Jahr bei. „Dabei 
ist einem diese Techno logie näher, als man 
vielleicht meint – man denke nur an die Sa-
tellitennavigation, die in jedem Smartphone 
verbaut ist, oder an  Satellitenfernsehen und 
Wettervorher sagen“, so Herlitschka. 
 Die Weltraumwirtschaft ist in hohem 
Maße exportorientiert und von internati-
onaler Vernetzung und Zusammenarbeit 
abhängig. Auch Josef Aschbacher, Gene-
raldirektor der ESA, erklärte: „Ich freue 
mich sehr, wieder in Wien zu sein. Die 
Industrie ist eine treibende Kraft in Ös-
terreich und Europa; der Raumfahrtsek-
tor wächst weltweit und Europa hat ein 
enormes Potenzial und ist sehr attraktiv. 
Österreich kann stolz sein.“

Weitere Investitionen nötig,  
um alle Potenziale zu heben
Dieter Grebner, Präsident von  Austrospace 
und Geschäftsführer von Peak Technolo-
gy, mahnt: „Angesichts der geopolitischen 
Lage und unserer Abhängigkeit von den 
USA muss Europa endlich skalieren. Öster-
reichs Weltraumwirtschaft bietet enormes 
Potenzial – während die Gesamtwirtschaft 
inflationsbereinigt schrumpft, wächst der 
globale Weltraumsektor um zehn Pro-
zent jährlich. Technologiepolitisch gibt es 
keinen besseren Ort für Investitionen“, so 
Grebner. „Österreich muss bei der ESA-Mi-
nisterratskonferenz 2025 konsequent das 
Zwei-Prozent-Ziel verfolgen – mit einer 
Zeichnung von 500 Millionen Euro. Nur so 
sichern wir Innovation, Arbeits plätze und 
Wertschöpfung im Land.“

V. l. n. r.: Josef Aschbacher, Karin Tausz, Sabine Herlitschka und Dieter Grebner.

Sabine Herlitschka ist Vizepräsidentin der 
Industriellenvereinigung.

Aktuelles in Kürze

Jede achte Schule in Österreich  
ist eine MINT-Schule!

Mit der MINT-Gala strebte die 
neunte Ausschreibung des MINT- 

Gütesiegels ihrem Höhepunkt im Haus der 
Industrie in Wien entgegen. Im Rahmen 
der feierlich-dynamischen Verleihung er-
hielten 130 neue Bildungseinrichtungen 
die begehrte Auszeichnung und wurden 
damit zu zertifizierten „MINT-Kinder-
gärten“ und „MINT-Schulen“. In Summe 
sind derzeit 794 Bildungseinrichtungen 
in ganz Österreich berechtigt, das MINT-
Gütesiegel zu führen. Sie werden damit 
nicht nur zu leuchtenden Vorbildern für 
andere, sie unterwerfen sich auch einem 
stetigen Qualitätsentwicklungsprozess 
für begeisterndes Lernen und Lehren in 
Mathematik, Informatik, Naturwissen-
schaften und Technik (MINT). „MINT 

rückt immer stärker in den Fokus unserer 
Gesellschaft – wegducken bringt daher 
nichts, wenn es um Technik geht. Es geht 
darum, mutig zu sein und verantwor-
tungsvoll mitzugestalten. Dann können 
wir auch mitentscheiden, wie die Welt 
von morgen aussehen wird“, so IV-Prä-
sident Georg Knill, der gemeinsam mit 
Bundesminister Christoph Wiederkehr, 
Vizerektor Norbert Kraker (PH Wien) 
und Veronika Säckl (Wissensfabrik Ös-
terreich) die Ehrungen vornahm, denen 
viele prominente Gäste aus Bildung, 
Wissenschaft, Unternehmen und der 
Medien welt beiwohnten. 
 
Weitere Infos: 
www.mintschule.at 

Ausgezeichnte MINT-Kindergärten und -Schulen.
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Delegationsreise der Jungen 
Industrie zur EXPO nach Japan 
Technologie trifft Tradition: Einblicke in eine faszinierende Industrielandschaft.    

Im Rahmen einer Delegationsreise begab sich der er-
weiterte Bundesvorstand (Leaders Circle) der Jungen 
Industrie auf eine spannende und intensive Reise nach 
Japan. Von 12. bis 16. Mai hatten die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer die Gelegenheit, sowohl die japanische 
Kultur als auch die Industrie in Japan kennenzu lernen. 
Neben Betriebsbesichtigungen und Netzwerktreffen im 
 offiziellen Rahmen stand insbesondere der Besuch der 
 diesjährigen Weltausstellung auf dem Programm. 

Täglich strömen zu diesem Anlass um die 140.000 Besucher 
auf die Insel Yumeshima, die zehn Kilometer vom Zentrum 
Osakas entfernt eigens für die EXPO aufgeschüttet wurde. 
Umrundet von der größten Holzkonstruktion der Welt 
präsentieren rund 158 Nationen und Regionen kulturelle 
Highlights und visionäre Innovationen unter dem Motto 
„Designing Future Society for our Lives“. Besonders beein-
druckend war der Besuch des Österreich-Pavillons, der die 
japanisch-österreichische Freundschaft in den Mittelpunkt 
stellte und durch neuartige Konzepte beeindruckte. 

Nach individueller Anreise startete das offizielle Programm 
mit einer ersten gemeinsamen Sightseeing-Tour durch 
Tokio. Beim Mittagessen in einem traditionellen japani-
schen Lokal – stilecht barfuß – stand ein Kennenlernen 
mit der österreichischen Wirtschaftsdelegierten Christina 
Schösser auf dem Programm. In einem offenen Austausch 

bekamen die Teilnehmer spannende Einblicke in die wirt-
schaftlichen Beziehungen zwischen Japan und Österreich 
sowie in die Herausforderungen und Chancen für europäi-
sche Unternehmen im asiatischen Raum. 

Im Rahmen von zwei Betriebsbesichtigungen konnten sich 
die Teilnehmer dann selbst ein Bild von der japanischen 
Industrie machen: In Nagano ging es zu Resonac Graphite, 
einem der führenden Hersteller von Graphitelektroden, die 
eine Schlüsseltechnologie für Stahlrecycling-Prozesse und 
die Reduktion von CO₂-Emissionen darstellen. Vor Ort 
überzeugte besonders die innovative Verbindung von High-
tech-Fertigung mit nachhaltiger Regionalentwicklung – ein 
Modell, das Impulse für Europa geben kann. 

Zudem hatten die Mitreisenden die Gelegenheit, den Kon-
zern Daihatsu Infiniearth (vormals Daihatsu Diesel) von in-
nen kennenzulernen. Am Standort in Himeji werden moder-
ne Antriebssysteme für unter anderem die Großschifffahrt 
produziert und für den internationalen Export vorbereitet.  

Die Reise endete mit vielen neuen Eindrücken, intensiven 
Gesprächen und wertvollen Kontakten – ein weiterer Be-
weis dafür, wie wichtig internationale Vernetzung, Wis-
sensaustausch und persönliche Begegnungen für die Zu-
kunft der Industrie sind. Ein herzliches Dankeschön an alle, 
die diese Reise möglich gemacht haben!

Zwischen Stillstand 
und Präzision 
Was wir von Japan lernen können.

Japan – das Land der Hochtechnologie, der 
Roboter, der „Bullet Trains“: Das Image des 
innovationsfreudigen Landes sitzt tief. Doch 
der Eindruck, den man bei einer Delegations-
reise vor Ort gewinnt, ist ein differenzierter: 
Ja, Technik ist allgegenwärtig, doch unter 
der glänzenden Oberfläche zeigt sich ein ge-
wisser Stillstand. Man verlässt sich zu oft auf 
die Errungenschaften vergangener Jahrzehn-
te. Das Motto lautet: Solange es funktioniert, 
muss es nicht verändert werden.

Diese Haltung birgt eine Gefahr – für Japan 
ebenso wie für uns in Europa: Stillstand 
ist kein neutraler Zustand, er ist der erste 
Schritt zurück. Innovation braucht nicht nur 
technologische Grundlagen, sondern auch 
den Mut, eingetretene Pfade zu verlassen; 
den Mut, Bestehendes zu hinterfragen, auch 
wenn es noch funktioniert. In Österreich 
müssen wir genau diesen Mut wiederfinden. 
Innovation ist kein Risiko, sondern unsere 
Chance auf Fortschritt, Wettbewerbsfähig-
keit und gesellschaftlichen Wohlstand.

Trotzdem lässt sich von Japan vieles lernen – 
vor allem im gesellschaftlichen Miteinander: 
Rücksichtnahme, Disziplin, Höflichkeit (im 
zwischenmenschlichen Umgang ebenso wie 
im öffentlichen Raum) sind tief in der Kultur 
verankert. Das beginnt bei der Selbstverständ-
lichkeit, im Zug nicht zu telefonieren, und en-
det bei der Sauberkeit öffentlicher Räume.

Auch industriell gibt es Bereiche, in denen 
Japan Maßstäbe setzt – Lean Management 
wird in vielen Unternehmen konsequent 
gelebt; in der Logistik, vor allem im öffent-
lichen Verkehr, zeigt sich eindrucksvoll, wie 
Effizienz, Zuverlässigkeit und Nutzerfreund-
lichkeit miteinander funktionieren können. 

Davon ist Europa noch weit entfernt. Wir 
brauchen hier keine Weltverbesserer, son-
dern Bahn- und Infrastrukturverbesserer. 
Wir brauchen Investitionen in das, was den 
Alltag der Menschen tatsächlich verändert: 
schnellere Verbindungen, verlässliche Tak-
te, durchdachte Knotenpunkte. Das ist kei-
ne große Vision, aber vielleicht genau die 
Art Pragmatismus, die wir uns abschauen 
sollten. Und dazu vielleicht auch ein kleines 
bisschen mehr Achtsamkeit im Miteinander.
 

Julia Aichhorn, 
Bundesvorsitzende der Jungen IndustrieFo
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IV-Wien lud zum Sommerfest  
ins Wiener Rathaus
Präsident Christian C. Pochtler konnte Bürgermeister Michael Ludwig und Bundeskanzler Christian Stocker  
als Impulsgeber begrüßen.  

Bei bestem Wetter folgten über 
700 Gäste der Einladung der 
IV-Wien zum diesjährigen 
Sommerfest in den Arkadenhof 

im Wiener Rathaus. In seiner Eröffnungs-
rede betonte IV-Wien-Präsident Christi-
an C. Pochtler, wie wichtig das laufende 
Jahr sei: „2025 ist ein Jahr des Umbruchs: 
politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich, 
technologisch. Das Weltklima verändert 
sich – im doppelten Sinne. Die neue 
Welt, die entsteht, verlangt nach Orien-
tierung, Führung und Verantwortung.“ 
Jetzt komme es daher vor allem auf jene 
an, die gestalten – auf Verantwortungs-
träger in Politik, Wirtschaft und Indus-
trie, in Kunst und Kultur. „Denn was heu-
te entschieden wird, prägt die Zukunft 
ganzer Generationen – im Guten wie im 
Schlechten“, so Pochtler, und er betonte: 
„Diese Bundesregierung, Herr Bundes-
kanzler, ist die wichtigste seit drei Jahr-
zehnten!“ Das Doppelbudget 2025/2026 
könne dabei nur der Anfang sein, wie der 
Präsident betonte. Die großen Reform-
felder – Pensionen, Gesundheit, Föde-
ralismus – seien „nur gestreift“ worden. 
„Wir alle tragen Verantwortung – und 
es liegt an uns, wie wir diese Umbrüche 
positiv bewältigen werden“, so Pochtler, 
der daher appellierte: „Lassen Sie uns die 
Chance nutzen – mit Mut, Haltung und 
Zuversicht. Die IV und mit ihr die ganze 
Industrie bleibt Ihr verlässlicher Partner 
für eine gute Zukunft.“

Ludwig: Wien ist ein starker  
Industriestandort
In seiner Rede betonte Bürgermeister 
Michael Ludwig die Bedeutung der 
Industrie für Wien: „Wir haben 9.100 
Betriebe im produzierenden Bereich 
mit rund 170.000 Beschäftigten im un-
mittelbaren, direkten Bereich und dop-
pelt so viele auch in der zuliefernden 
Wirtschaft.“ Das zeige, dass man sich 
in Wien erfolgreich gegen die Deindus-
trialisierung zur Wehr setze, so Ludwig. 
Er wolle sich daher auch bei all jenen 
bedanken, die im Industriebereich tätig 
sind, so der Bürgermeister. Dies gelte im 
Besonderen auch für die IV-Wien und 
Präsident Pochtler: „Es ist für uns wich-
tig zu sehen, dass wir uns hier Schulter 

an Schulter gegen diese Deindustrialisie-
rung zur Wehr setzen und neue Impulse 
setzen, neue Türen öffnen.“

Stocker: Gemeinsam erfolgreich sein
Es gehe jetzt darum, „wie die Zukunft 
aussehen wird, und dabei muss man un-
angenehme Wahrheiten ansprechen und 
auch aussprechen: Wenn 75 Prozent der 
Unternehmen in Österreich nach einer 
Studie der Europäischen Investitions-
bank Bürokratie und Regulatorien als das 
Hauptproblem sehen und nur vier Länder 
in Europa einen noch höheren – und da-
mit schlechteren – Wert haben, dann sagt 
uns das was“, so Bundeskanzler Christian 
Stocker in seiner Rede. Ebenso bezeich-
nend sei, dass Österreich eine der höchs-
ten Teilzeitquoten sowie Abgabenquoten 
habe, so der Bundeskanzler: „Ich habe 
die Ambition, diese Herausforderungen 
mit der Bundesregierung anzugehen. Ich 
weiß, wir finden in den Ländern, in den 
Gemeinden, in den Städten Partner, weil 
es eine gesamtstaatliche Anstrengung ist, 
dass wir wieder mehr Wirtschaftswachs-
tum haben und unseren Wohlstand si-
chern und ausbauen können.“ Sein Credo 
sei, dass man es gemeinsam besser schaf-
fen könne, weswegen er auch hoffe, „dass 
wir daher auch gemeinsam erfolgreich 
sein werden“.
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Es war mir persönlich ein Anliegen, im 
Rahmen unseres Sommerfests Bundes-
kanzler Christian Stocker genau das in 
aller Deutlichkeit mitzuteilen: Keine Bun-
desregierung seit 30 Jahren war so wichtig, 
so entscheidend wie diese. Denn noch nie 
haben wir einen solchen Umbruch der 
Weltordnung erlebt wie jetzt. In vielerlei 
Hinsicht ordnet sich die gesamte Welt ge-
rade neu: politisch, wirtschaftlich, gesell-
schaftlich, technologisch. Das Weltklima 
verändert sich – im doppelten Sinne. Die 
neue Welt, die nun entsteht, verlangt nach 
Orientierung, Führung und Verantwor-
tung. Damit kommt es jetzt umso mehr auf 
jene an, die Entscheidungen treffen – ob 
nun in der Politik oder der Wirtschaft.

Dies stand daher auch im Zentrum unseres 
Sommerfests – und unsere beiden Eh-
rengäste, sowohl Bürgermeister Michael 
Ludwig als auch Bundeskanzler Christian 
Stocker, haben dieses Thema in ihren 
Impulsen aufgegriffen. Etwas einfacher 
hatte es da in gewisser Weise Bürger-
meister Ludwig: Die Stadt Wien ist für die 
Rahmenbedingungen, die Österreich als 
Wirtschaftsstandort derzeit so unattrak-
tiv machen, nicht zuständig. Das ist nun 

einmal die Aufgabe des Bundes. Selbstver-
ständlich gibt es aber auch in Wien genug 
zu tun – und im Rahmen der Bildung der 
neuen Stadtregierung wurden wichtige 
Baustellen bereits angesprochen: Reform 
der Mindestsicherung, mehr Sparsamkeit 
bei den Ausgaben … Den Verlust des ersten 
Platzes bei der Lebensqualität sollten wir 
alle als Ansporn betrachten – man wird 
sehen, was nun in Wien tatsächlich ver-
bessert werden kann.

Selbstverständlich werden wir uns in der 
Stadt weiterhin konstruktiv einbringen, 
das Arbeitsverhältnis mit der Wiener 
Stadtregierung ist ein traditionell sehr gu-
tes. Ich wüsste nicht, warum dies jetzt an-
ders werden sollte. Insofern freuen wir uns 
auch bereits auf die Zusammenarbeit mit 
„unserer“ Stadträtin für Wirtschaft, Finan-
zen und Internationales, Barbara Novak. 
Wien war in den vergangenen zwei Jahren 
das einzige Bundesland, das zumindest ein 
wenig Wirtschaftswachstum verzeichnen 
konnte. Hier geht einiges in die richtige 
Richtung, Hausaufgaben gibt es aber den-
noch genug. Entscheidender für die Zu-
kunft unseres Landes ist derzeit allerdings 
die Bundespolitik.

Bundeskanzler Christian Stocker hat in 
seiner Rede im Arkadenhof des Wiener 
Rathauses erfrischend offene und ehrliche 
Worte gefunden. Was soll man auch schön-
reden, wenn Österreich beim Wachstum 
an der letzten Stelle Europas rangiert, 

während wir bei der Abgabenquote oder 
auch den Lohnkosten unangefochten an 
der ersten Stelle liegen? Das Credo unseres 
Bundeskanzlers ist es, dass wir uns nur ge-
meinsam wieder aus dieser Misere heraus-
arbeiten können. Das ist sicher der richtige 
und auch einzig realistische Ansatz.

Tatsächlich ist gerade diese Bundesregie-
rung zum Erfolg verdammt – davon war 
bereits während der langen Regierungs-
verhandlungen immer wieder die Rede. 
Allerdings ist sie eben nicht nur zu die-
sem Erfolg verpflichtet, weil sie sonst das 
nächste Mal an den Wahlurnen abgestraft 
werden würde; sondern auch, weil unser 
schönes Österreich tatsächlich massive 
Probleme hat. Wir haben uns – vor allem 
wegen überzogener Lohnrunden in Fol-
ge einer massiven Inflationswelle, die wir 
durch viele falsche politische Maßnahmen 
selbst noch befeuert hatten – aus den inter-
nationalen Märkten gepreist; auch inner-
halb Europas. 

Das Doppelbudget 2025/26 kann ange-
sichts dieser Lage nur ein erster Schritt 
gewesen sein – eine Pflichtübung, mehr 
aber auch nicht. Auf strukturelle Reformen 
warten wir noch immer. Man hat nun zu-
mindest den Eindruck, dass den meisten 
handelnden Personen sehr wohl klar ist, 
dass das alles noch nicht ausreichen wird, 
um Österreich wieder auf Wachstums-
kurs zu bringen. Das zeigt sich beispiels-
weise auch daran, dass wir in Österreich 
nun – zumindest! – eine Art „Strompreis-
kompensation light“ für energieintensive 
Betriebe bekommen. Andere Länder, 
etwa unser Nachbar Deutschland, machen 
mehr, wir haben also weiter einen Wettbe-
werbsnachteil, aber immerhin …

Aber haben wirklich ALLE verstanden, 
wie ernst die Lage tatsächlich ist? Dass 
wir das Geld, das wir ständig verteilen und 
das wir nach dem notwendigen Sparkurs 
auch wieder investieren wollen, auch erst 
einmal verdienen müssen? Etwa das sture 
Festhalten an der hochgepriesenen „Ben-
ya-Formel“ hat uns einen großen Teil der 
Suppe eingebrockt, die wir gerade alle aus-
löffeln dürfen. Hier bräuchte es dringend 
ein radikales Umdenken. 

Aber egal, ob nun bei den Löhnen oder 
auch bei Diskussionen über die jährlichen 
Pensionserhöhungen: Sobald man auch 
nur ein wenig Zurückhaltung fordert, wird 
man in Österreich so dargestellt, als wolle 
man den Bedürftigen, die hierzulande na-
türlich Legion sind, auch noch die Butter 
vom Brot nehmen. Verwunderlich, dass es 
so vielen unserer Landsleute angeblich so 
extrem schlecht geht – und wir trotzdem 
die höchste Teilzeitquote in ganz Europa 
haben. Oder denken Sie an die hohe Spar-
quote im Land.

Vielen ist klar geworden, dass ein „weiter 
wie bisher“ nicht mehr geht. Aber reicht 
es bereits für echte Veränderung? Wenn 
wir dieses schicksalhafte Jahr nicht dafür 
nutzen, uns mittels struktureller Reformen 
neu aufzustellen, ist uns ein Abstieg in die 
Regionalliga Ost für viele Jahre sicher. Der 
Anspruch Österreichs sollte aber jedenfalls 
ein anderer sein!

Christian C. Pochtler, 
Präsident der IV-Wien

REFORMEN ODER ABSTIEG
Der gelernte Österreicher ist immer skeptisch, wenn es um die Politik geht. Andererseits: Gerade jetzt 
sollten wir der Politik eine Chance geben – denn diese Regierung ist die wichtigste seit 30 Jahren!

DEBATTE
Teilen Sie uns Ihre Meinung mit – 
via E-Mail an debatte@iv.at.

1. IV-Wien-Präsident Christian C. Pochtler 
eröffnete mit seiner Rede das Sommer-
fest 2025. 

2. Präsident Christian C. Pochtler, Bundes-
kanzler Christian Stocker, Bürgermeister 
Michael Ludwig und Bundesminister 
Peter Hanke.

3. IV-Präsident Georg Knill, Bundeskanzler 
Christian Stocker, IV-Wien-Präsident 

Christian C. Pochtler und Bürgermeister 
Michael Ludwig.

4. IV-Wien-Ehrenpräsident Wolfgang 
Hesoun und IV-Vizepräsident F. Peter 
Mitterbauer.

5. Staatssekretärin Michaela Schmidt  
im Gespräch mit Bundesminister  
Wolfgang Hattmannsdorfer.

6. Präsident Christian C. Pochtler begrüßt 
Bundeskanzler Christian Stocker am 
Sommerfest im Wiener Rathaus.

7. Antonella Mei-Pochtler, IV-Vize-
präsidentin Susanne Herlitschka und 
Präsident Christian C. Pochtler.

8. Präsident Christian C. Pochtler mit der 
Wiener Vizebürgermeisterin Bettina 
Emmerling.

9. Brigitte Ederer, Wiener-Stadtwerke-
Generaldirektor Peter Weinelt und die 
amtsführende Stadträtin Ulli Sima.

10. Klubobmann Werner Kogler, Präsident 
Christian C. Pochtler, stv. Klubobfrau 
Sigi Maurer und IV-Wien-Geschäfts-
führer Johannes Höhrhan.
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„Wien als digitale  
Hauptstadt Europas“   
Im Interview mit „iv-positionen“ spricht die neu gewählte Wiener Vizebürgermeisterin  
Bettina Emmerling über ihre wichtigsten Vorhaben für die kommenden Jahre.

Sehr geehrte Frau Emmerling,  
wir gratulieren herzlich zu den  
erfolgreichen Koalitionsverhandlungen 
und zur Wahl zur Vizebürgermeisterin 
sowie amtsführenden Stadträtin  
für Bildung, Jugend, Integration,  
Transparenz und Märkte! Was sind  
nun Ihre wichtigsten Prioritäten für  
die kommenden fünf Jahre? Welche 
Projekte sind Ihrer Meinung nach am 
dringendsten umzusetzen?
Die Aufschwungskoalition macht Wien 
zukunftsfit – sozial, wirtschaftlich, de-
mokratisch und klimabewusst. Mein 
Fokus liegt dabei neben Jugend, Inte-
gration, Transparenz und den Wiener 
Märkten vor allem auf der Bildung. Sie 
ist der Schlüssel für alles Weitere – des-
halb setzen wir auf frühkindliche Förde-
rung und einen Fokus auf die gemein-
same Sprache Deutsch. Wir haben die 
„Mission Deutsch“ gestartet: Kinder mit 
erhöhtem Förderbedarf sollen künftig 
30 Stunden pro Woche verpflichtend im 
Kindergarten betreut werden. Auch der 
Chancenindex wird auf den Kindergarten 

ausgeweitet. In der Schule rücken wir 
Demokratiebildung, psychische Ge-
sundheit und Partizipation stärker in den 
Mittelpunkt. Integration wollen wir mit 
einem Wiener Integrationskodex stär-
ken, der einen klaren Rahmen für unser 
Zusammenleben festlegt.
 
Vor allem im Bildungsbereich stehen 
wir in Wien und ganz Österreich aktuell 
vor großen Herausforderungen – wie 
erreichen wir insbesondere im Kinder-
garten und in den Schulen grundlegende 
Verbesserungen? 
Um Verbesserungen im Bildungs bereich 
zu erreichen, bauen wir das System 
strukturell um: Mit dem Chancen-
index steuern wir Ressourcen dorthin, 
wo Kinder mehr Unterstützung brau-
chen – nicht nur in der Schule, auch im 
Kindergarten. Der Kindergarten wird 
als erste Bildungseinrichtung massiv 
gestärkt  – mit besseren Betreuungs-
schlüsseln, längerer verpflichtender An-
wesenheit bei Sprachförderbedarf und 
einer Stärkung der Mitwirkungspflicht 

der Eltern. Programme wie „Wiener 
Bildungs chancen“ bringen künftig auch 
im Kindergarten kostenlose Zusatz-
angebote  – von Sprachförderung bis 
Musik. Für mehr Personal schaffen wir 
einfache Zugänge für Quereinsteiger 
und bauen Ausbildung sowie Begleitung 
gezielt aus. In der Schule stärken wir 
Demokratiebildung, Präventionsarbeit 
und Schulsozialarbeit – und setzen auf 
moderne Kommunikation: Die „Wie-
ner Bildungspost“ verbessert den Aus-
tausch mit Eltern, digitale Tools und 
KI-Stra tegien unterstützen Lernprozes-
se und entlasten Pädagogen. Unser Ziel: 
Chancen gerechtigkeit von Anfang an – 
und Freude in der Schule! 
 
Wien ist international vor allem als 
Kulturmetropole mit ausgezeichneter 
Lebensqualität bekannt. Wie können 
wir es Ihrer Meinung nach noch  
besser schaffen, auch Bekanntheit als 
Technologiemetropole von Weltrang  
zu erlangen? 
Wien ist eine Kulturhauptstadt – aber wir 
wollen auch als KI-Hauptstadt Europas 
sichtbar werden. Deshalb bewerben wir 
uns für die AI-Gigafactory, ein europäi-
sches Zentrum für sichere und verantwor-
tungsvolle künstliche Intelligenz. Im ehe-
maligen Stellantis-Werk in der Seestadt 
entsteht Wiens digitales Zukunftsviertel – 
mit Forschung, Startups und städtischer 
Lebensqualität an einem Ort. Wir setzen 
einen starken Schwerpunkt auf die Digita-
lisierung, z. B. im Gesundheitssystem mit 
der Plattform „Wien Gesund“, die einen 
einfachen Weg durch das Gesundheits-
system bietet. Gleichzeitig bleibt Wien 
Bühne für Vielfalt: Wir bewerben uns 
auch für den Eurovision Song Contest 
2026. So zeigen wir: Innovation und Kul-
tur sind bei uns kein Widerspruch, son-
dern ein starkes Duo. Unser Ziel: Wien 
bleibt lebenswert – und wird zur digitalen 
Hauptstadt Europas ausgebaut.

Was könnte Wien tun, um die 
quali fizierte Zuwanderung zu steigern? 
Wien ist und bleibt eine europäische 
Zuwanderungsstadt. Damit Fachkräfte 
rasch Fuß fassen, bauen wir das Business 

Immigration Office zum Science Hub 
aus. Gleichzeitig treiben wir die Digita-
lisierung und Servicequalität der MA 35 
voran – mit mehrsprachigen Angeboten, 
Online-Terminverfolgung und einer 
neuen Außenstelle. Ein digitales Zu-
wanderungsportal bündelt künftig alle 
Infos auf einen Blick. Sprache bleibt der 
Schlüssel: Deshalb stärken wir Deutsch-
förderung für Erwachsene, Eltern und 
Jugendliche – auch mit Projekten wie 
„StartWien College“ oder „Mama lernt 
Deutsch“. Mit Role Models und dem 
Integrationskodex setzen wir auf klare 
Werte und gelungene Vorbilder. Auf 
Bundesebene fordern wir: schnellere 
Nostrifizierungen, eine Residenzpflicht 
für Schutzsuchende und transparente 
Daten für bessere Planbarkeit. Wer zu 
uns kommt, soll Chancen haben – und 
Verantwortung übernehmen.
 
Sie verantworten in der Stadt auch 
wieder das Thema Transparenz.  
Welche Maßnahmen können sich die 
Unternehmen sowie Bürgerinnen und 
Bürger in diesem Bereich erwarten?
Transparenz ist für mich ein zentrales 
Fundament moderner Verwaltung – Bür-
ger und Unternehmen sollen nachvoll-
ziehen können, wie Politik funktioniert 
und wie Entscheidungen zustande kom-
men. Deshalb setzen wir auf einen um-
fassenden Transparenzansatz: Wir stär-
ken die Rolle des Compliance  Officers 
im Wiener Gemeinderat, modernisieren 
die Whistleblower-Plattform der Stadt 
und entwickeln klare Standards für die 
Veröffentlichung von Informationen im 
öffentlichen Interesse. Auch die Klub-
förderungen werden künftig unabhängig 
geprüft und öffentlich nachvollziehbar 
gemacht. Zudem treiben wir die ein-
heitliche Umsetzung des Informations-
freiheitsgesetzes aktiv voran – begleitet 
von einem neuen Trans parenzbeirat 
und digitalen Lösungen wie der Neu-
aufstellung von „Infodat“. Mein Ziel 
ist eine Stadtverwaltung, die nicht nur 
effizient, sondern auch  offen, verständ-
lich und vertrauenswürdig agiert. Nur 
so entsteht echtes Vertrauen in die 
Demokratie.

ZUR PERSON
Bettina Emmerling wurde 1980 in 
Wolfsberg geboren. Nach der Matu-
ra schloss sie 2005 das Studium der 
Umweltsystemwissenschaften an der 
Universität Graz ab und besuchte da-
nach zwei Jahre den postgradualen 
Lehrgang „Management und Umwelt“ 
in St. Pölten. Von 2005 bis 2020 war 
sie Projektleiterin für Verkehr und 
Mobilität bei der Österreichischen 
Energieagentur.

Die politische Karriere der zweifachen 
Mutter begann 2014 mit ihrem Engage-
ment bei den NEOS. Nach der Land-
tags- und Gemeinderatswahl 2015 wur-
de sie als Landtagsabgeordnete bzw. 
Gemeinderätin angelobt und wurde 

stellvertretende Klubvorsitzende und 
Frauensprecherin, Verkehrssprecherin, 
Umweltsprecherin, Tierschutzspreche-
rin und Landwirtschaftssprecherin des 
NEOS-Klubs. 

Nach dem Wechsel von Vizebürger-
meister Christoph Wiederkehr in die 
Bundesregierung Stocker im März des 
laufenden Jahres folgte ihm Emmer-
ling als Bildungsstadträtin und Vize-
bürgermeisterin in Landesregierung 
und Stadtsenat nach. Nach den heu-
rigen Wahlen in Wien wurde sie An-
fang Juni als Vizebürgermeisterin und 
amtsführende Stadträtin für Bildung, 
Jugend, Integration und Transparenz 
wiedergewählt.
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